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lst Religion Privatsache?

Die Frontstellung, welche sich aus dieser Frage ergibt, fördert Fol-
gendes zutage: die Frage nach der Privatheit von Religion betrifft o11e

und hat als solche bereits einen öffentlicåen Charakter; denn was als
öffentlich und was als privat gelten soll - in diesem Fall, welchem
Bereich die Religion zugerechnet wird -, muss öffentlich geklärt
werden. Das bedeutet, dass etwaige Antworten auf die Frage nach der
Privatheit religiöser Überzeugungen selbst öffentlich sein müssen,
also in der Öffentlichkeit [die sich immer in Öffentlichkeiten kon-
kretisiert) durch Argumente zu rechtfertigen sind. Eine Übereinstim-
mung dieser Argumente ist eher unwahrscheinlich, aber auch nicht
nötig - zumindest dann nicht, wenn die vorhandenen gesetzlichen
Regelungen als ausreichend empfunden werden.

Die Religionsfoeiheit (verankert im österr, Staatsgrundgesetz von
1867, Art. 14) räumt jeder und jedem Glaubens- und Gewissensfrei-
heit ein und ermöglicht gesetzlich anerkannten Religionsgemein-
schaften die,,gemein same öffentlicåe Religionsausübung". Diese
gesetzliche Regelung, die teils novelliert und durch den Beitritt Ös-
terreichs zur Menschrechtskonvention und zur EU internationalisiert
wurde, bildet jedoch eine gesellschaftliche Wirklichkeit ab, die sich
innerhalb der letzten Jahrzehnte stark verändert hat und die häufig
mit dem vieldeutigen Begriff der Säkularisierung beschrieben wird.

Folglich haben unterschiedliche zivilgesellschaftliche Gruppie-
rungen in letzten lahren auf diese Verschiebungen aufmerksam
gemacht und sich gegen die geschichtlich gewachsene, bevorzugte
Behandlung der römisch-katholischen Kirche (als Mehrheitsreligion)
durch den Staat ausgesprochen. Der Pluralisierung der religiösen
Landschaft, welche die Option, keine formale Religion zu haben,
einschließt, sei deutlicher Rechnung zu tragen. Allerdings spricht
dies nicht für den Ausschluss von Religionen und Religionsgemein-
schaften aus der Öffentlichkeit, sondern eher für deren E¡nschluss,
zumal die zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit - in ihrem spannungs-
vollen Verhältnis zum Staat - ein Interesse daran hat, im Vorfeld
parlamentarischer (also auch rechtsgebender) Entscheidungen eine
Meinungsbildung zu fördern, die nicht bloß zweckrationalen ,A.rgu-

menten Genüge tun. Dafür bleiben weltanschauliche - und damit
auch explizit religiöse - Überlegungen wichtig. Öffentlichkeit ist
gerade mit Blick auf ihre unverzichtbare Funktion im Rahmen einer
demokratischen Staatsordnung ein anspruchsvolles Konzept, das un-
terlaufen wird, wenn in ihr weltanschauliche Überzeugungen (hier:
explizit religiöse) nicht zur Sprache kommen dürfen. Das Konzept
von Öffentlichkeit ist allerdings auch dahingehend anspruchsvoll,

als Überzeugungen nicht einfach durch-
gesetzt, also für alle verbindlich geltend
gemacht werden können, sondern der freien
Zustimmung bedürfen oder auch Ablehnung
erfahren können. Damit sind Ansprùche an
a1le Glaubensgemeinschaften formuliert: was
innerhalb einer Überzeugungsgemeinschaft
als verbindlich und die Identität sichernd
gilt, muss zwar nicht auf die Privatheit oder
die Teilöffentlichkeit der Gemeinschaft
beschränkt bleiben, es darf aber nicht erwar-
tet werden, dass die eigenen, partikularen
Überzeugungen in der breiten Öffentlichkeit
auf ungeteilte Zustimmung stoßen werden.

Katholische Kirche und Theologie haben
sich im Zweiten Vatikanischen Konzil auf
diese veränderten Umstände einzustellen
begonnen. Im Dokumenl Dignitatis huma-
naehat man der Religionsfreiheit Priorität
eingeräumt und dies auch theologisch zu
begrrinden gewusst. Nosúro aetate hat den
Wert der anderen Weltreligionen begründend
affirmiert - und damit andere Religionsge-
meinschaften als Mitakteure in zivilgesell-
schaftlichen Öffentlichkeiten begrüßt. Er-
möglicht wurde dies durch die richtungsweisende Neubestimmung
von Kirche in ihrem In-der-Welt-Sein [Goudium et spes).

Religion ist Privatsache, wenn damit bekundet wird, dass Freiheit

/ür und von Religion gelten soll, wenn also weder Staat noch Religi-
onsgemeinschaft über das religiöse Freiheitsrecht von Bürgerinnen
und Bürgern verfügen dürfen. Religion ist kerne Privatsache, wenn
Bürgerinnen und Bürger (auch als Mitglieder einer Religionsgemein-
schaft) sich an öffentlichen Meinungsbildungsprozessen beteiligen
und dabei ihre Ûberzeugungen öffentlich einbringen können, ja
sollen.

Der jüngst öfters formulierte Wunsch, zur ,,Rettung des Abendlands"
sei ein bestimmtes Verständnis des christlichen Glaubens neu zu be-

leben, wird zivilgesellschaftlich verhandelt werden: Christinnen und
Christen werden mit Unterstùtzung von Kirchenleitung und Theolo-
gie nicht umhin kommen, ihren Glauben neu zu bedenken und fùr
die darin wurzelnden Ûberzeugungen auch öffentlich einzustehen.
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